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ist spätestens sechs Wochen nach dem Ende der Freisfell'mg bei der Venicherungsanstalt einzubringen. Der Bund
hat der Versicherungsanstalt die da¡aus resultierenden Aufirendungen zu erseÞ¡n.

(6) Mit der Vollziehung dieser Bestimmung ist in Bezug auf Abs. 3 und 4 die Bundesminisærin ft¡r Arbei!
Familie und Jugend, soweit ftr Arbeitnehmer nach Art. 11 B-VG die VolÞiehung dem Land 2¡lçsmm! die
Landesregienrng jeweils im Einvemehmen mit dem Brmdesminister ftr Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz, ¡m tfbrigen der Bundesminister ftr Soziales, GesundheiÇ Pflege und KonsumentenschuE
alleine betr¿r¡L Die Versicherungsanstalt ist im tlbertagenen Wirkungsbereich unter Bindung an die Weisungen
dieser obersten Organe tåtig.*

Begründung:
Zu Artikel45 und 46

Nach dem aktuellen Stand des medizinischen Wissens gibt es Vorerkrankungen, die den Verlauf einer COVID-
l9-Edcankung ert¡eblich verschlechtern können. Daher sollen Beschäftigte (Dienstnehmer und Iæhrlinge) mit
solchen Vorerlqankungen, die bei der Arbeit einen Infektionsrisiko ausgesetzt sind, einen Anspruch auf bezahlte
Freistellung ffl¡ eine befüsûete Zeit haben (vorläufig bís 30.4.2020, wobei dieser ZeiÈaum durch Verordnung der
Bundesministerin ñr ArbeiÇ Familie und Jugend im Einvemehmen mit dem Bundesminister fiÍ Soziales,
Gesundheiq Pflege und Komumentenschutz verlãrigert werden kann, wenn die Krisensituation weiær andauert).

Die von der WHO definierten Risikogruppen erfordern eine entsprechende Medikatioq die dem
Krankenversichenrngstcáger b€kannt ist. Dem Krankenversicherungsffiger liegen die entsprechetrden Daten vor,
sodass es ihm möglich ist Personen mit einem poænziell erhöhten Risiko zu identifizieren, zu konbktieren und
zu ínforurieren.

AufBasis dieser Information kann sich der Betroffene bevorzugt telefonisch an seinen behandelnden Aret wenden.
Dieser hat die individuelle Risikoþurteilung rurter Einbeziehung definierter Kriterien dr¡rcha¡füh¡en. Bei
Vorliegen einer Risikokonstellation entellt der behandelnde Ar¿f ein årztliches Attest (COVID-19-Risiko-Aüest).
Dieses hat lediglich eine Aussage darüber zu enthalten, ob ban. dass der Betoffene einer COVID-I9-
Risikognrppe angehört, eine konlcreæ Diagrrose darfnicht enthaltsn seitr.

Iægt der Bskoffene dieses Attest seinem Dienstgeber vor, so hat dieser zu präfer¡ ob dem Betoffenen die
Eñringung seiner A¡teitsleistung im Homeoffice oder unter adãEuatÊn und ausreicbendên Schutznaßnahmen
weitcrhin an seinem fuùeitsplaÞ möglich isf
Eine Erbríngung der Arüeitsleistung ím Homeoffice ist dânn möglicl¡ wenn sie von der Art der arbeitsvertaglich
vereinbarten Tatþkeit her llbedraupt geeipet ist, im Homeoffice wahrgelrornnlen a¡ werdex\ und wenn zusåtzlich
die technischen Möglichkeiæn gegeben sind; daar zählt z. B. ein Breiôand-Internetånschluss. Erforderlichenfalls
hat der DiensQeber dafûr a¡ sorgeri, dass die æchnischen Möglichkeiten (Hard- und Software) zur Verftgung
gestellt werden.

Die Erbringuûg der A¡ùeitsleistung weiærtrin an Arbeitsplafz ist dann möglich, wenn durch geeigneæ
Schut-irnaßnahmen das Infeklionsrisiko mit größtuöglicher Sicherbeit ausgeschlossen ist. Bei der Festlegung
dieser Schutzmaßnahmeq die je nach AufgabénsÞllung und fubeitsumgebung gãn, unterschiedlich sein konnen
und von MaBnahmen wie Abstandhalteg Handhygiene über die Bereistelhmg eines Einzelbllros und Maßnahmen
frr die Nutzung von Lífren rmd sonstigen betrieblichen Einrichtungen bis hin zu¡ sicheren Gestaltung des
Arteitswegs reichen könnerL sollæ der Arbeiçber die ihm zur Verftgung stehende a¡beiem€dizinische und
sicherheitstechnische E:pertise der Präventivfachkrãûe herana¡ziehen.

Wenn dic Erbringrmg der Arbeitsleistung weder im Homeoffice noch am bisherigen ArbeitsplaÞ möglich isl dann
hat der Behoffene Anspruch aufbezahlte Freistellung von derArbeitsleistung. Dies kann nicbt gelten ñr Bereiche
der versorgungsHischen lntastn¡tctur, da hier die Gewãluleistung der laitischen InÊastruke¡¡ (siehe dazu
htþs://www.bundeskanderamlgv.allthemen/sicherheitspolitik/schutz-kritischer-infrastrukturen.html) vorrangig
ist. Ztx lsitischen InÊastuktur z¡hle¡t jedenfalls die Versorgug mit læbensmitæln, Verkehrs-,
Tele,kommunikations-, Post-, Ene4gie- und Finanzdienstleishrngen wié auch eine gesicherte Venorgung mit
Sozial-, Gesuûdheits- und Pflegedienstleistunge4 sowie die staatliche Hoheitsverwaltrmg. Ftlr die hier
BeschäÊigten muss ¡las Infektionsrisiko durch geeípete vom Dienstgebor an veranlassende Schutrrraßnahmen so
weit wie nur möglich gesenkt werden, sodass ein ¿llenfalls verbleibendes Restrisiko so gering rsq dass es sachlich
gerechtfertigt isg dass diesen Beschäftigten im Vergleich zu anderen Bereichen im Ergebnis kein
Freistellmgsanspruch z¡kommt
Der DiensÇeber hat Ançruch auf Erstattung des fu dte Z.eit der Freisûellung geleisteten Entgetts sowie der
DienstgEberanteile om Sozialversicherungsbeitag (Arbeitslosenversichermgsbeitag)
arständigen lftankenversichenmgsffiger. Dies ermöglicht auch eine effiziente Ûberprüñrng
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